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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 4 RA 97/99
Datum 25.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 25. MÃ¤rz 1999
aufgehoben. Die Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 16.01.1997
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.07.1997 verurteilt, dem KlÃ¤ger ab
01.03.2000 eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der am â�¦1941 geborene KlÃ¤ger erlangte im Juli 1959 den Facharbeiterabschluss
als Mechaniker. In diesem Beruf war er bis 1961 tÃ¤tig. Von 1961 bis 1964
absolvierte er ein Direktstudium an der Ingenieurschule fÃ¼r Feinwerktechnik J â�¦
und erlangte den staatlichen Abschluss als Ingenieur. Nach seinen Angaben war er
anschlieÃ�end als Montageingenieur, Kundendienst-Ingenieur, Vertragsbearbeiter
Absatz, Gruppenleiter Versand und zuletzt vom 01.06.1988 bis 31.12.1992 als
Abteilungsleiter fÃ¼r den Versand tÃ¤tig.
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Seit dem 01.01.1993 ist der KlÃ¤ger arbeitslos. Vom 23.01.1995 bis 10.10.1995
bezog er Krankengeld, fÃ¼r die Dauer einer Heilbehandlung vom 11.10.1995 bis
08.11.1995 Ã�bergangsgeld und daran anschlieÃ�end fÃ¼r die Zeit vom
09.11.1995 bis 02.01.1997 sowie vom 01.08.1997 bis 11.11.1997 erneut
Krankengeld. Vom 01.01.1993 bis 21.01.1995, vom 03.01.1997 bis 07.08.1997
sowie ab 12.11.1997 bis 22.03.1998 erhielt der KlÃ¤ger Leistungen der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit.

Seit November 1995 hat das Versorgungsamt eine beim KlÃ¤ger bestehende
"Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und
Muskelreizerscheinungen" mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 20
festgestellt (Bescheid vom 15.03.1996).

Am 07.08.1996 beantragte er bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

In der Zeit vom 11.01.1995 bis 08.11.1995 hielt sich der KlÃ¤ger zu einer
Heilbehandlung in der Fachklinik Bad F â�¦ auf. Nach dem Ã¤rztlichen
Entlassungsbericht vom 14.11.1995 besteht bei ihm ein lokales Lumbalsyndrom bei
degenerativen VerÃ¤nderungen mit Wurzelreizung L 2/3/4 rechts, eine Coxarthrose
II. Grades, rechts mehr als links mit mÃ¤Ã�igen FunktionsstÃ¶rungen, eine
Rheumatoidarthritis ohne wesentliche FunktionsstÃ¶rungen sowie Adipositas. Die
bisherige TÃ¤tigkeit als Versandleiter kÃ¶nne er nur noch halb- bis unter
vollschichtig ausÃ¼ben. FÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im Wechsel
zwischen Sitzen, Stehen und Gehen, ohne einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne
Ã�berkopfarbeit, ohne BÃ¼cken, Hocken und Knien sowie ohne Heben, Tragen und
Bewegen von Lasten Ã¼ber 5 kg bestehe ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen.
Ein ergonomisch optimaler Arbeitsplatz (SitzmÃ¶bel) sei erforderlich.

Zur medizinischen AbklÃ¤rung des LeistungsvermÃ¶gens holte die Beklagte im
Verwaltungsverfahren ein orthopÃ¤disches Gutachten, erstattet nach ambulanter
Untersuchung des KlÃ¤gers am 04.12.1996 von der FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie Dr.
H â�¦, ein. Die SachverstÃ¤ndige stellte als zusammenfassende Diagnosen â��
chronisches lumbales PseudoradikulÃ¤rsyndrom, â�� Coxarthrose rechts,
beginnend links, â�� Adipositas fest. Die LeistungsfÃ¤higkeit im Arbeitsleben sei
begrenzt und fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bleibend eingeschrÃ¤nkt.
Dem KlÃ¤ger seien noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen, ohne WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen vollschichtig
zumutbar.

Mit Bescheid vom 16.01.1997 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit ab. Beim KlÃ¤ger lÃ¤gen zwar degenerative
VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule ohne schwerwiegende
FunktionseinschrÃ¤nkungen, HÃ¼ftgelenksverschleiÃ� mit mÃ¤Ã�igen
FunktionseinschrÃ¤nkungen sowie belastendes Ã�bergewicht vor. Er sei aber noch
in der Lage, eine BeschÃ¤ftigung als leitender und aufsichtsfÃ¼hrender Techniker
im Innendienst vollschichtig auszuÃ¼ben. Ferner bestehe ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes. Daher sei er
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weder berufs- noch erwerbsunfÃ¤hig noch invalide.

Auf den Widerspruch des KlÃ¤gers holte die Beklagte eine Stellungnahme ihres
berufskundlichen Dienstes vom 22.05.1997 ein und wies danach den Widerspruch
mit Bescheid vom 31.07.1997 zurÃ¼ck. Eine Minderung der LeistungsfÃ¤higkeit, die
einen Rentenanspruch begrÃ¼nde, liege nicht vor. Der KlÃ¤ger sei noch in der
Lage, vollschichtig TÃ¤tigkeiten ohne monotone statische Belastungen des
Achsenorgans auszuÃ¼ben. Andauernde Zwangshaltungen, Hebebelastungen
Ã¼ber 12 kg, gehÃ¤uftes BÃ¼cken sowie NÃ¤sse- und KÃ¤lteexpositionen seien zu
vermeiden. Diesem Leistungsbild entspreche die TÃ¤tigkeit eines Versandleiters.
Versandleiter seien in nahezu allen Branchen eingesetzt. Ihnen obliege die Leitung,
Organisation und Ã�berwachung der Versandabteilung, die Planung, Terminierung
und Ã�berwachung des damit zusammenhÃ¤ngenden Schriftwechsels, die
PersonalfÃ¼hrung sowie die Organisation des Fuhrparks. In GroÃ�betrieben gebe es
eigenstÃ¤ndige Versandabteilungen, in Kleinbetrieben sei der Arbeitsplatz
eingegliedert in die Verkaufs-, Auftrags- oder Exportabteilung. Ã�blich sei auch ein
kombinierter Arbeitsplatz als Versandleiter und Lagerleiter. Lediglich in kleinen
Betrieben sei der Versandleiter auch kÃ¶rperlich mitarbeitend eingesetzt. In allen
anderen Betrieben arbeite er verwaltend, disponierend, Ã¼berwachend und
kontrollierend und Ã¼be somit eine physisch nicht belastende TÃ¤tigkeit aus. Die
AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeit stehe dem LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers nicht
entgegen. Die Vermittlung eines geeigneten Arbeitsplatzes falle in den
Risikobereich der Arbeitsverwaltung.

Mit der am 29.08.1997 vor dem Sozialgericht Chemnitz erhobenen Klage fÃ¼hrte
der KlÃ¤ger sein Begehren weiter. Die der Rentenablehnung zugrunde liegenden
Gutachten seien unvollstÃ¤ndig, ungenau und parteilich. Von der Gutachterin sei er
nicht umfassend untersucht worden. Aufgrund seiner vorhandenen
Ausfallerscheinung im rechten Bein sei er mehrmals gestÃ¼rzt. Er kÃ¶nne die
bisherige TÃ¤tigkeit als Versandleiter nicht mehr ausÃ¼ben.

Zur AufklÃ¤rung des medizinischen Sachverhalts zog das Sozialgericht ein
Gutachten des Arbeitsamtes Z â�¦ vom 18.04.1997 bei, wonach dem KlÃ¤ger ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeit in wechselnder
KÃ¶rperhaltung, ohne Zeitdruck, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Zwangshaltungen
sowie ohne schweres Heben und Tragen bescheinigt worden war. Das
gesundheitliche Leistungsbild dÃ¼rfte jedoch nicht mehr den Anforderungen an die
letzte TÃ¤tigkeit als Versandleiter entsprechen. Ferner holte das Sozialgericht
Befundberichte des Allgemeinmediziners Dr. M â�¦ und des Chirurgen Dr. T â�¦,
einen Arztbrief des Neurologen Dipl.-Med. M â�¦ sowie
ArbeitsunfÃ¤higkeitsgutachten des MDK Sachen vom 25.04.1995, vom 27.06.1995
und vom 04.11.1997 ein.

Das Sozialgericht gab ferner ein orthopÃ¤disches Gutachten, erstattet am
22.07.1998 von Prof. Dr. D â�¦, in Auftrag. Der SachverstÃ¤ndige stellte nach
ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest:
â�� Coxarthrose rechts,
â�� Osteoporose,
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â�� polyradikulÃ¤res vertebragenes lumbales Schmerzsyndrom mit Teilparesen der
rechten unteren ExtremitÃ¤t bei schweren degenerativen VerÃ¤nderungen an der
LendenwirbelsÃ¤ule,
â�� retropatellare Chondropathie links.

Zum Leistungsbild fÃ¼hrte er aus, dem KlÃ¤ger seien noch leichte TÃ¤tigkeiten
vorwiegend im Sitzen und zeitweise im Gehen und Stehen, ohne Arbeiten in
Rumpfzwangshaltungen sowie ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg
vollschichtig zumutbar. Nach Auswertung einer Kernspintomographie vom
08.10.1998 bestÃ¤tigte der SachverstÃ¤ndige in einer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 30.11.1998 diese LeistungseinschÃ¤tzung. Danach sei der
KlÃ¤ger mit starker EinschrÃ¤nkung der Belastbarkeit prinzipiell als erwerbsfÃ¤hig
einzuschÃ¤tzen.

Das Sozialgericht gab der Klage mit Urteil vom 25.03.1999 teilweise statt. Es hob
den Bescheid vom 16.01.1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
31.07.1997 auf und verurteilte die Beklagte, dem KlÃ¤ger ab 01.08.1996 eine Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit und fÃ¼r die Zeit vom 01.07.1998 bis 30.06.2001 eine
befristete Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. Der KlÃ¤ger sei seit
08.11.1995 berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI). Dem Berufsschutz unterliege die letzte TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als
Versandleiter. Diesen Beruf kÃ¶nne er nach den beigezogenen medizinischen
Befunden nicht mehr vollschichtig ausÃ¼ben. Bei der TÃ¤tigkeit eines
Versandleiters handele es sich nicht um eine leichte kÃ¶rperliche Arbeit, die
Ã¼berwiegend im Sitzen verrichtet werde. Es kÃ¶nne vielmehr nicht
ausgeschlossen werden, dass diese TÃ¤tigkeit zum Teil im Freien und zum Teil
unter GefÃ¤hrdung durch Zugluft auszuÃ¼ben sei. Je nach Organisationsstruktur
des jeweiligen Betriebes mÃ¼sse der Versandleiter auch praktisch mitarbeiten, d. h.
teilweise mÃ¼ssten schwere Lasten gehoben, getragen oder bewegt werden. Dies
ergebe sich aus den berufskundlichen Informationen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit
(BO 701/1 und gabi 781 b). Aufgrund der orthopÃ¤dischen
LeistungseinschrÃ¤nkungen sei der KlÃ¤ger jedoch nicht mehr in der Lage,
derartige TÃ¤tigkeiten auszuÃ¼ben. Hinsichtlich der sozial-medizinischen
EinschÃ¤tzung folgte das Sozialgericht dem Ã¤rztlichen Entlassungsbericht vom
14.11.1995. Danach stÃ¼nden beim KlÃ¤ger die WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und
die HÃ¼ftgelenkserkrankung im Vordergrund. Aufgrund des lokalen
Lumbalsyndroms sei der KlÃ¤ger nur noch in der Lage, TÃ¤tigkeiten in
geschlossenen RÃ¤umen auszuÃ¼ben. Soweit er im Freien unter GefÃ¤hrdung
durch KÃ¤lte, NÃ¤sse und Zugluft arbeiten mÃ¼sste, wÃ¼rde sich sein
Gesundheitszustand erheblich verschlechtern. Diese sozial-medizinische
EinschÃ¤tzung werde letztlich auch durch das orthopÃ¤dische Gutachten der Dr. H
â�¦ vom 04.12.1996, das Gutachten des Arbeitsamtes Zwickau vom 18.04.1997 und
das orthopÃ¤dische Gutachten von Prof. Dr. D â�¦ vom 22.07.1998 bestÃ¤tigt. Da
eine TÃ¤tigkeit, auf die der KlÃ¤ger ausgehend von seinem beruflichen Werdegang
und dem festgestellten medizinischen Leistungsbild noch zumutbar verwiesen
werden kÃ¶nnte, weder von der Beklagten benannt worden, noch sonst ersichtlich
sei, sei er seit der Entlassung aus der Heilbehandlung ab 08.11.1995
berufsunfÃ¤hig.
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Nach dem vom Bundessozialgericht (BSG) zur Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit entwickelten Mehrstufenschema sei die TÃ¤tigkeit als
Versandleiter der Gruppe mit dem Leitberuf des qualifizierten Angestellten
zuzuordnen. Er kÃ¶nne daher sozial zumutbar nur auf TÃ¤tigkeiten verwiesen
werden, fÃ¼r die eine Ausbildungsdauer von mehr als zwei Jahren erforderlich sei.
Ausgehend von diesem Grundsatz existiere keine TÃ¤tigkeit, auf die der KlÃ¤ger
zumutbar verwiesen werden kÃ¶nnte. Die von der Beklagten benannte TÃ¤tigkeit
als leitender und aufsichtsfÃ¼hrender Techniker im Innendienst kÃ¶nne der
KlÃ¤ger nach Ansicht des SG nicht innerhalb von drei Monaten vollwertig
ausÃ¼ben, da ihm sowohl die Vorkenntnisse fehlten und er eine entsprechende
Ausbildung in einem anderen Wirtschaftssystem absolviert habe. Seine letzte
TÃ¤tigkeit als Versandleiter habe er im Jahr 1992 aufgeben mÃ¼ssen. Somit habe
er seit mehr als zwei Jahren entsprechenden Kenntnisse nicht mehr verwenden und
vertiefen kÃ¶nnen. Eine Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit stehe ihm daher nach Â§
99 Abs. 1 SGB VI ab 01.08.1996 zu. Ferner bestehe ein Anspruch auf GewÃ¤hrung
einer befristeten Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit vom 01.07.1998
bis 30.06.2001, denn der KlÃ¤ger sei seit dem 12.12.1997 erwerbsunfÃ¤hig im
Sinne des Â§ 44 Abs. 2 SGB VI. Seit diesem Zeitpunkt sei der KlÃ¤ger nach dem
medizinischen Leistungsbild nur noch in der Lage, untervollschichtig leichte
TÃ¤tigkeiten zu verrichten. Diese LeistungseinschÃ¤tzung ergebe sich aus dem
orthopÃ¤dischen Gutachten von Prof. Dr. D â�¦ vom 22.07.1998 und dem Arztbrief
des Neurologen Dipl.-Med. M â�¦ vom 17.12.1997. Da der KlÃ¤ger nur
untervollschichtig leichte TÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nne, liege im Sinne eines
verschlossenen Teilzeitarbeitsmarktes ErwerbsunfÃ¤higkeit vor. Insoweit sei nach 
Â§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB VI nur eine Zeitrente zu gewÃ¤hren.

Vor dem 12.12.1997 sei der KlÃ¤ger nicht erwerbsunfÃ¤hig gewesen, denn er habe
leichte TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten kÃ¶nnen. Dies ergebe sich letztlich aus
dem Gutachten des Arbeitsamtes Zwickau vom 18.04.1997. Erstmals mit der
neurologischen Untersuchung bei Dipl.-Med. M â�¦ am 12.12.1997 habe ein
RadikulÃ¤rsyndrom mit der Folge einer untervollschichtigen LeistungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers objektiviert werden kÃ¶nnen.

Gegen das der Beklagten am 15.04.1999 zugestellte Urteil richtet sich die am
10.05.1999 eingelegte Berufung.

Die Beklagte trÃ¤gt vor, dem Urteil kÃ¶nne weder aus medizinischer noch aus
berufskundlicher Sicht gefolgt werden. Der KlÃ¤ger sei grundsÃ¤tzlich vollschichtig
leistungsfÃ¤hig und kÃ¶nne weiter in seinem Beruf arbeiten. Der SachverstÃ¤ndige
Prof. Dr. D â�¦ habe bei GegenÃ¼berstellung der klinischen und der apparativ-
technischen Befunde eine Diskrepanz festgestellt und ein MRT zum Ausschluss
einer Nervenwurzelkompression durch einen Bandscheibenvorfall erstellen lassen.
Er sei schlieÃ�lich zu dem Ergebnis gelangt, dass beim KlÃ¤ger eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung nicht vorliege. DemgegenÃ¼ber habe das Sozialgericht
ohne eigene Sachkunde die vorliegenden medizinischen Befunde fehlerhaft als
erhebliche neurologische AusfÃ¤lle gedeutet und daraus eine zeitliche
Leistungsminderung auch fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten angenommen. Zur fundierten
SachabklÃ¤rung sei bei diesem Vorgehen aber eine neurologische Begutachtung
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zwingend erforderlich gewesen. Aber auch aus berufskundlicher Sicht sei der
Beurteilung des SG nicht zu folgen. Einem Anspruch auf Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit sei der Beruf eines Versandleiters zugrunde zu legen. Diese
TÃ¤tigkeit entspreche nach dem Schreiben des KlÃ¤gers vom 09.11.97 qualitativ
der Gehaltsgruppe 6 des Manteltarifvertrages fÃ¼r die Angestellten der
SÃ¤chsischen Metall- und Elektroindustrie. Die genannte Gehaltsgruppe sei die
zweithÃ¶chste im GefÃ¼ge des hier einschlÃ¤gigen Tarifvertrages. Sie umfasse
TÃ¤tigkeiten sehr schwieriger Art, die nach allgemeinen Richtlinien selbstÃ¤ndig
ausgefÃ¼hrt werden und in eigener Verantwortung Entscheidungen von erheblicher
Bedeutung fÃ¼r den Betriebs- oder GeschÃ¤ftsablauf in einem Arbeitsbereich
einschlieÃ�en und/oder Grundlagen fÃ¼r derartige Entscheidungen liefern sowie
MeistertÃ¤tigkeiten, die in groÃ�en vielseitigen oder mehreren Arbeitsbereichen in
der Regel mit unterstellten Meistern nach allgemeinen Richtlinien selbstÃ¤ndig
ausgefÃ¼hrt werden, mit FÃ¼hrungsaufgaben und fachlicher Verantwortung fÃ¼r
die unterstellten Arbeitnehmer und/oder Auszubildenden. TÃ¤tigkeiten der
Gehaltsgruppe 6 erfordern neben einer abgeschlossenen mehr als zweijÃ¤hrigen
Berufsausbildung zusÃ¤tzliche umfangreiche Fach- und Spezialkenntnisse, wie sie z.
B. durch eine einschlÃ¤gige Hochschul-, Fachhochschulausbildung oder
Meisterfortbildung sowie mehrjÃ¤hrige Berufserfahrung erworben werden.

Sofern die tarifliche Einstufung den qualitativen Wert der ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit
widerspiegele, sei davon auszugehen, dass der KlÃ¤ger eine hochqualifizierte
TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt habe. Ihm sei daher ein Berufsschutz zuzubilligen, der im
Rahmen einer PrÃ¼fung nach Â§ 43 Abs. 2 SGB VI die Verweisung auf an- und
ungelernte TÃ¤tigkeiten ausschlieÃ�e. Das beratungsÃ¤rztliche Votum habe dem
KlÃ¤ger ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten vorwiegend im Sitzen, jedoch auch zeitweise mit der MÃ¶glichkeit des
Stehens und Gehens, ohne Arbeiten in Rumpfzwangshaltung oder TÃ¤tigkeiten, die
mit Heben und Tragen von Gewichten Ã¼ber 5 kg einhergehen, attestiert. Dieses
eingeschrÃ¤nkte Leistungsprofil habe zwar zur Folge, dass der KlÃ¤ger die zuletzt
langjÃ¤hrig ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Versandleiter, bei der er selbst mit Hand
anzulegen hatte, nicht mehr verrichten kÃ¶nne. Daraus folge jedoch nicht, dass er
generell nicht mehr in der Lage wÃ¤re, die TÃ¤tigkeit eines Versandleiters
vollschichtig auszuÃ¼ben. Vielmehr seien Versandleiter in nahezu allen Branchen
zu finden. Lediglich in kleineren Betrieben sei der Versandleiter auch kÃ¶rperlich
mitarbeitend eingesetzt. In allen anderen Betrieben, insbesondere in grÃ¶Ã�eren
Betrieben arbeite er verwaltend, disponierend, Ã¼berwachend und kontrollierend.
Dabei handele es sich, wie der Berufsinformationskarte BO 701/1 zu entnehmen ist,
um kÃ¶rperlich leichte Arbeit in BÃ¼ros, die Ã¼berwiegend im Sitzen, zeitweise im
Gehen und Stehen ausgeÃ¼bt werde. Zugluft- und Witterungsexpositionen, die bei
Arbeiten in Hallen und auf Verladerampen entstehen kÃ¶nnen, kÃ¶nnten
arbeitsplatzabhÃ¤ngig auftreten, seien jedoch nicht berufstypisch. Da die
besonderen Gegebenheiten eines bestimmten Arbeitsplatzes bei der Beurteilung
eines BU-Rentenanspruchs unberÃ¼cksichtigt bleiben mÃ¼ssten (vgl. BSG SozR
2200 Â§ 1246 Nr. 4), sei der KlÃ¤ger weiterhin fÃ¤hig, eine TÃ¤tigkeit als
Versandleiter auszuÃ¼ben. Eine ErÃ¶rterung von VerweisungstÃ¤tigkeiten und
deren soziale Zumutbarkeit erÃ¼brige sich daher (BSG vom 12.11.80 â�� 1 RA
91/79).
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Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 25.03.1999 aufzuheben und die Klage
abzuweisen, soweit Rente wegen Berufs- und ErwerbsunfÃ¤higkeit vor dem
01.03.2000 begehrt wird.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers ein
neurologisch-psychiatrisches Gutachten, erstattet am 06.02.2000 von Prof. Dr. R
â�¦, eingeholt. Die kÃ¶rperliche und neurologische Untersuchung ergab auÃ�er
einem lokalen Zervikal- und Lumbalsyndrom das Vollbild einer sensomotorischen
symmetrischen Polyneuropathie. Die motorischen evozierten Potentiale wiesen
dementsprechende deutliche VerzÃ¶gerungen zu den Beinen auf. Psychisch lagen
beim KlÃ¤ger keine StÃ¶rungen vor. Die Ultraschalluntersuchung der
hirnversorgenden GefÃ¤Ã�e und das EEG waren ohne pathologischen Befund. Die
psychologischen Tests ergaben bei deutlich Ã¼berdurchschnittlicher Intelligenz
keine Hinweise auf Hirnleistungsversagen. Der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. R â�¦
stellte auf Grund der Untersuchung folgendeneurologisch-psychiatrische Diagnosen:
â�� Sensomotorisch-vegetative distale symmetrische Polyneuro pathie, â�� lokales
Zervikal- und Lumbalsyndrom, â�� radikulÃ¤res Syndrom S 1 rechts.

Die festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen bestÃ¼nden wahrscheinlich seit
Rentenantragstellung, sicher aber seit Mitte 1998. Aufgrund dieser
GesundheitsstÃ¶rungen kÃ¶nne der KlÃ¤ger keiner regelmÃ¤Ã�igen tÃ¤glichen
ErwerbstÃ¤tigkeit nachgehen, weder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, noch als
Versandleiter oder im BÃ¼robereich. Die glaubhaft vorgetragenen tÃ¤glichen
Dauerschmerzen seien teilweise durch die WirbelsÃ¤ulensyndrome und teilweise
durch die Polyneuropathie bedingt. Letztere habe zu deutlichen StÃ¶rungen der
sensiblen, motorischen und vegetativen (sudomotorischen) Nervenfasern gefÃ¼hrt.
Der KlÃ¤ger sei dringend behandlungsbedÃ¼rftig. In absehbarer Zeit sei jedoch
nach der EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen eine sozialmedizinisch relevante
Besserung nicht zu erreichen. Aus neurologischer Sicht sei der KlÃ¤ger aber in der
Lage, viermal tÃ¤glich eine Wegstrecke von mehr als 500 Metern mit zumutbarem
Zeitaufwand und ohne Ã¼bermÃ¤Ã�ige Anstrengung zurÃ¼ckzulegen. Der
Neurologe geht davon aus, dass das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers um
mindestens 2/3 desjenigen eines geistig und kÃ¶rperlich gesunden Versicherten
gemindert sei. Der ergÃ¤nzenden Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen vom
15.05.2000 zufolge, sei das vom KlÃ¤ger glaubhaft beschriebenen Schmerzsyndrom
allein ausreichend, um eine ErwerbsunfÃ¤higkeit zu begrÃ¼nden, unabhÃ¤ngig
davon welcher Anteil der Polyneuropathie und welcher dem radikulÃ¤ren Syndrom
zugerechnet werde.

Der Senat hat den SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. R â�¦ in der mÃ¼ndlichen

                             7 / 12



 

Verhandlung am 13.12.2000 zur ErlÃ¤uterung seines Gutachtens gehÃ¶rt. Wegen
seiner Angaben wird auf die Sitzungsniederschrift Bezug genommen.

Nach Auswertung der Einlassungen des SachverstÃ¤ndigen in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hat die Beklagte mit Schreiben vom 05.03.2001 im Wege eines
Vergleichsvorschlages ein deutlich reduziertes LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
seit Februar 2000 und damit einen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit
ab 01.03.2000 auf Dauer anerkannt. Der KlÃ¤ger hat dieses Vergleichsangebot
nicht angenommen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Gerichtsakten aus beiden RechtszÃ¼gen und auf die beigezogene Verwaltungsakte,
die dem Senat vorlagen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte mit der Zustimmung der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil entscheiden (Â§ 153 Abs. 1 i. V. m. Â§ 124 Abs. 2 [SGG]).

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist einerseits ein Anspruch des KlÃ¤gers auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit ab 01.08.1996, und damit ab
dem Monat der Rentenantragstellung (vgl. Â§ 99 Abs. 1 Satz 2 SGB VI). Streitig ist
aber auch, ob â�� wie vom Sozialgericht angenommen â�� aufgrund eines nur noch
unter vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens und eines verschlossenen
Teilzeitarbeitsmarktes ab 12.12.1997 der Leistungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit
eingetreten ist und eine Verpflichtung der Beklagten zur GewÃ¤hrung einer
befristeten Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab dem siebenten Kalendermonat
nach dem Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit und damit ab 01.07.1998
besteht (Â§ 101 Abs. 1, Â§ 102 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB VI). In diesem Umfang ist die
Beklagte vom Sozialgericht â�� indessen hinsichtlich beider Zeitpunkte zu Unrecht
â�� jeweils zur LeistungsgewÃ¤hrung verurteilt worden.

Im Ergebnis der vom Senat durchgefÃ¼hrten medizinischen SachaufklÃ¤rung war
auf die Berufung der Beklagten das erstinstanzliche Urteil aufzuheben und die Klage
abzuweisen, soweit sich danach fÃ¼r den KlÃ¤ger ein Leistungsanspruch fÃ¼r die
Zeit vom 01.08.1996 bis 28.02.2000 ergibt. Erst aufgrund der im
Berufungsverfahren erfolgten neurologisch-psychiatrischen Begutachtung des
KlÃ¤gers hat sich ein derart deutlich reduziertes LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
objektivieren lassen, dass daraus ab 01.03.2000 ein Anspruch auf Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Dauer resultiert. Seit 01.03.2000 war die Beklagte daher
â�� wie von ihr mit dem Vergleich vom 05.03.2001 auch anerkannt â�� zur
GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu verpflichten.

Der Bewertung des Sozialgerichts folgt der Senat nicht, denn der KlÃ¤ger ist weder
seit 01.08.1996 berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI noch bereits seit
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12.12.1997 erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 44 Abs. 2 SGB VI.

BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI in der bis 31.12.2000
geltenden Fassung besteht, anders als vom SG angenommen, nicht. Der KlÃ¤ger ist
nach seinem medizinischen Leistungsbild und unter Zugrundelegung seiner
beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten weiterhin bis MÃ¤rz 2000 als Versandleiter,
zumindest aber als gehobener Sachbearbeiter im kaufmÃ¤nnischen oder
technischen Bereich vollschichtig einsatzfÃ¤hig.

Zutreffend gehen die Beklagte und das Sozialgericht davon aus, dass als Beruf des
KlÃ¤gers seine zuletzt seit 1988 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Abteilungsleiter Versand
zugrunde zu legen ist. Diese TÃ¤tigkeit war qualitativ in die Gehaltsgruppe 6 des
Manteltarifvertrages fÃ¼r die Angestellten der SÃ¤chsischen Metall- und
Elektroindustrie eingestuft und war damit der zweithÃ¶chsten Gehaltsgruppe im
GefÃ¼ge des hier einschlÃ¤gigen Tarifvertrages zugeordnet. Nach ihrem
qualitativen Wert ist die vom KlÃ¤ger zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
Abteilungsleiter Versand damit im Mehrstufenschema der Gruppe der Angestellten
mit hoher beruflicher QualitÃ¤t zuzuordnen. Sofern der KlÃ¤ger nach seinem
medizinischen Leistungsbild nicht mehr in der Lage ist, dem Anforderungsprofil im
bisherigen Beruf gerecht zu werden, ist ihm im Rahmen einer PrÃ¼fung nach Â§ 43
Abs. 2 SGB VI Berufsschutz dahin zuzubilligen, dass eine Verweisung auf an- und
ungelernte TÃ¤tigkeiten ausgeschlossen ist. Der KlÃ¤ger kann insoweit sozial
zumutbar nur auf TÃ¤tigkeiten der nÃ¤chst niedrigeren Stufe und damit auf
AngestelltentÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die eine regelmÃ¤Ã�ige Ausbildung mehr als zwei
Jahren erforderlich ist, verwiesen werden.

Die Frage einer zumutbaren VerweisungstÃ¤tigkeit stellt sich allerdings nur, wenn
â�� wovon das Sozialgericht ausgegangen ist â�� der KlÃ¤ger aus medizinischer
Sicht seinen bisherigen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nnte. Das ist nach
Ã�berzeugung des Senates unter BerÃ¼cksichtigung der beigezogenen
medizinischen Unterlagen und Gutachten fÃ¼r die vom Sozialgericht angegebene,
oben genannte, vor dem 01.03.2000 liegende Zeit noch nicht der Fall.

Zur typisierenden Beschreibung des Arbeitsplatzes eines Versandleiters hat das
Sozialgericht zwar zutreffend die berufskundlichen Unterlagen der Bundesanstalt
fÃ¼r Arbeit (Berufsinformationskarte BO 701/1; gabi 781 b) herangezogen. Danach
ist die TÃ¤tigkeit eines Versandleiters als kÃ¶rperlich leichte, Ã¼berwiegend
sitzende Arbeit in geheizten und klimatisierten RÃ¤umen, zeitweise in Werk- und
Lagerhallen, mit der MÃ¶glichkeit zu gelegentlichem Gehen und Stehen anzusehen.
Zwar kÃ¶nnen gelegentlich auch Arbeiten bei Zugluft und unter
WitterungseinflÃ¼ssen im Freien auszuÃ¼ben sein. Derartige TÃ¤tigkeiten sind
aber abhÃ¤ngig vom konkreten Arbeitsplatz, zum Beispiel, wenn in einem kleineren
Betrieb die TÃ¤tigkeit eines Versandleiters mit der eines Lagerleiters verbunden ist.

Entgegen der Ansicht des Sozialgerichts gehÃ¶ren derartige EinflÃ¼sse aber nicht
zu den typischen Belastungssituationen im Berufsbild eines Versandleiters, auch
wenn dies auf dem bisherigen Arbeitsplatz des KlÃ¤gers bis 1992 der Fallgewesen
sein sollte. Je nach den betrieblichen Gegebenheiten und der Organisationsstruktur
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ist der Versandleiter â�� wie sich aus der Berufsinformationskarte BO 701/1 und
gabi 781 b ergibt â�� Ã¼berwiegend verwaltend, disponierend, Ã¼berwachend und
kontrollierend tÃ¤tig. Derartige kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten vorwiegend im
Sitzen, jedoch auch zeitweise mit der MÃ¶glichkeit des Stehens und Gehens, ohne
Arbeiten in Rumpfzwangshaltung und ohne TÃ¤tigkeiten, die mit Heben und Tragen
von Gewichten Ã¼ber 5 kg einhergehen, kann der KlÃ¤ger unter Zugrundelegung
seines medizinischen LeistungsvermÃ¶gens noch vollschichtig ausÃ¼ben.

Diese LeistungseinschÃ¤tzung ergibt sich nach Ã�berzeugung des Senates sowohl
aus dem orthopÃ¤dischen Gutachten des Prof. Dr. D â�¦ vom 22.07.1998 als auch
aus dem im Verwaltungsverfahren eingeholten Gutachten der Chirurgin Dr. H â�¦
vom 04.12.1996 und den sozial-medizinischen EinschÃ¤tzungen des
Entlassungsberichts der Fachklinik Bad F â�¦ vom 14.11.1995. Ã�bereinstimmend
stellen die medizinischen SachverstÃ¤ndigen fest, dass beim KlÃ¤ger zwar bedingt
durch die nachgewiesenen BeeintrÃ¤chtigungen insbesondere am StÃ¼tz- und
Bewegungsapparat eine LeistungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r schwere bis mittelschwere
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten besteht. Der KlÃ¤ger ist jedoch fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Zwar weisen die SachverstÃ¤ndigen
darauf hin, der KlÃ¤ger kÃ¶nne seine zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit nicht mehr
vollschichtig ausfÃ¼hren. Dies erstreckt sich aber allein auf die vom KlÃ¤ger
beschriebene, in der Vergangenheit als Abteilungsleiter Versand tatsÃ¤chlich
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bis 1992 an seinem letzten Arbeitsplatz. Denn der KlÃ¤ger
hat dargelegt, dass er mittelschwere und teilweise auch kÃ¶rperlich schwere
Arbeiten habe erledigen mÃ¼ssen. Insoweit hat sich die Beklagte aber â�� bezogen
auf die medizinischen Feststellungen â�� zweifelsfrei dahin eingelassen, dass
derartige kÃ¶rperlich schwere Arbeiten vom KlÃ¤ger nicht erwartet werden und
dass diese auch dem typischen Berufsbild eines Versandleiters nicht entsprechen.

Unstreitig bestehen beim KlÃ¤ger nach dem Ergebnis der medizinischen
Ermittlungen schwere degenerative VerÃ¤nderungen an der LendenwirbelsÃ¤ule,
die Ursache fÃ¼r stÃ¤ndige Schmerzen der LendenwirbelsÃ¤le mit Ausstrahlung in
das rechte Bein sind. WÃ¤hrend ein im Dezember 1997 diagnostiziertes
RadikulÃ¤rsyndrom der Wurzeln L 4 und L 5 zumindest die MuskelausfÃ¤lle und
MuskelschwÃ¤chen des FuÃ�hebers und des Musculus quadriceps erklÃ¤ren konnte,
war die neurologische Diagnostik nicht abgeschlossen und blieben nach dem
Gutachten von Prof. Dr. D â�¦ vom KlÃ¤ger geklagte neurologische
EinschrÃ¤nkungen ungeklÃ¤rt. Aufgrund dieser nicht ausreichenden diagnostischen
AbklÃ¤rung des bestehenden radikulÃ¤ren Schmerzsyndroms hielt der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. D â�¦ den KlÃ¤ger zwar nicht fÃ¼r
"arbeitseinsatzfÃ¤hig". Zur AbklÃ¤rung der zunÃ¤chst festgestellten Diskrepanz
zwischen elektroneurographisch und neurologischem Befund, wurde im Oktober
1998 ein Magnetresonanztomogramm der LendenwirbelsÃ¤ule durchgefÃ¼hrt.
Nach Auswertung dieser Befunde schlussfolgert der SachverstÃ¤ndige, wie sich
bereits aus dem Gutachten vom 22.07.1998 ergibt, dass beim KlÃ¤ger wegen des
RadikulÃ¤rsyndroms zwar eine starke EinschrÃ¤nkung der Belastbarkeit besteht, er
aber prinzipiell fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten als erwerbsfÃ¤hig
einzuschÃ¤tzen ist.
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Diesen sachverstÃ¤ndigen Bewertungen schlieÃ�t sich der Senat an. Es besteht
zwar beim KlÃ¤ger auch eine Coxarthrose rechts, die fÃ¼r Gehen und Stehen
limitierend wirkt. Diese bedingt jedoch keine EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte, vorwiegend im Sitzen zu realisierende
TÃ¤tigkeiten.

Da der KlÃ¤ger trotz seines eingeschrÃ¤nkten Leistungsbildes in seinem bisherigen
Beruf zumindest bis zum Zeitpunkt eines weiteren Absenkens der
LeistungsfÃ¤higkeit weiterhin vollschichtig tÃ¤tig sein kann, ist er nach Â§ 43 Abs. 2
SGB VI nicht bereits seit August 1996 berufsunfÃ¤hig.

Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit hat der KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab
01.03.2000, nicht dagegen bereits fÃ¼r die vom SG angenommene Zeit nach einem
Leistungsfall vom 12.12.1997. Insoweit ist ErwerbsunfÃ¤higkeit erst mit dem dem
Zeitpunkt der Untersuchung beim SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. R â�¦ folgenden
Monat, mithin dem 01.03.2000, nachgewiesen. Bis dahin war der KlÃ¤ger â�� wie
dargelegt â�� vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Damit scheidet aber bis dahin die
Zuerkennung eines Rentenanspruchs wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit aus. Denn nach 
Â§ 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB VI ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, wer eine TÃ¤tigkeit
vollschichtig leistungsfÃ¤hig ausÃ¼ben kann.

Der Senat stÃ¼tzt sich dabei gerade auch auf die im Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. R â�¦ vom 06.02.2000 und der weiteren Stellungnahme
vom 15.05.2000 getroffenen Feststellungen. In der nachgereichten Stellungnahme
vom 15.05.2000 fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige unzweideutig aus, dass die Diagnose
"Polyneuropathie" bis zum Zeitpunkt der gutachtlichen Untersuchung nicht
festgestellt worden ist. Insgesamt liegen genÃ¼gende gesicherte Erkenntnisse fÃ¼r
das Bestehen einer zur ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼hrenden EinschrÃ¤nkung der
LeistungsfÃ¤higkeit nach Ã�berzeugung des Senats zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt
als dem der Begutachtung durch den SachverstÃ¤ndigen nicht vor.

Soweit der SachverstÃ¤ndige sowohl in seinem Gutachten als auch der
nachgereichten Stellungnahme ausfÃ¼hrt, es sei "wahrscheinlich, dass bereits zum
Zeitpunkt der orthopÃ¤dischen Untersuchung vom Juli 1998 â�¦ die Kombination
radikulÃ¤rer und neuropathischer Faktoren zu erheblichen
LeistungseinschrÃ¤nkungen im Sinne einer ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼hrten" (vgl.
Stellungnahme vom 15.05.2000, S. 22), rechtfertigt dies die Zubilligung des
streitbefangenen Anspruchs zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt nicht.
"Wahrscheinlichkeit" in dem vom SachverstÃ¤ndigen dargelegten Umfang bedeutet
nicht die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugung und damit den Vollbeweis
maÃ�gebliche, hier aber erforderliche, an Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit.
Anders ausgedrÃ¼ckt: fÃ¼r den Vollbeweis ist ein so hoher Grad an
Wahrscheinlichkeit erforderlich, dass kein vernÃ¼nftiger Mensch noch Zweifel am
Vorliegen der streitgegenstÃ¤ndlichen Tatsache hat (vgl. nur BSG Breith. 1994, 46).

Der SachverstÃ¤ndige weist in seinem Gutachten und der nachgereichten
Stellungnahme selbst darauf hin, dass es sich bei seinen AusfÃ¼hrungen
hinsichtlich des Zeitpunkts des Eintritts der den Rentenanspruch auslÃ¶senden
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EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit letztlich um eine Vermutung handelt: "Der
Beginn der Erkrankung, die zur jetzigen (Untersuchungsdatum)
Leistungsbeurteilung fÃ¼hrt, ist sicher nachtrÃ¤glich schwer festzustellen" (so
wiederum in der Stellungnahme vom 15.05.2000, S. 22). Damit stimmen die im
Gutachten vom 06.02.2000 getroffenen Feststellungen vollinhaltlich Ã¼berein.
Denn im Gutachten ist wiederholt darauf hingewiesen, dass das zum Zeitpunkt der
Untersuchung bestehende Leistungsbild "wahrscheinlich" seit Juli 1998 besteht.
FÃ¼r die Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens ist aber nicht, wie vom
SachverstÃ¤ndigen insoweit ersichtlich angenommen, der Zeitpunkt des
Krankheitsbeginns ausschlaggebend. Darauf kommt es nicht an. MaÃ�gebend fÃ¼r
die Zuerkennung eines Rentenanspruchs wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ist vielmehr
allein der Nachweis des ist, dass eine ErwerbsfÃ¤higkeit objektiv nicht mehr
besteht. Aus der Sicht der zeitlichen Entwicklung des Krankheitsverlaufs ist damit
allein maÃ�gebend, ob und seit welchem Zeitpunkt eine Erkrankung ein solches
AusmaÃ� erreicht hat, dass sie ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen nicht mehr
zulÃ¤sst. Dies ist indessen im Fall des KlÃ¤gers erstmals mit der Untersuchung beim
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. R â�¦ nachgewiesen. Damit schied aber die Annahme
von ErwerbsunfÃ¤higkeit vor dem 01.03.2000 aus.

Aus den genannten GrÃ¼nden war auf die Berufung das angefochtene Urteil
aufzuheben und dem KlÃ¤ger â�� unter Abweisung der Klage im Ã�brigen â��
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab dem 01.03.2000 zuzuerkennen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG. FÃ¼r die
Kostenentscheidung, die nach billigem Ermessen zu treffen ist, war maÃ�gebend,
dass sich eine die ErwerbsunfÃ¤higkeit begrÃ¼ndende LeistungseinschrÃ¤nkung
erst im Berufungsverfahren herauskristallisiert hat und die Beklagte diesen
gesundheitlichen VerÃ¤nderungen letztlich mit dem Vergleichsangebot Rechnung
getragen hatte.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 14.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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